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Einleitung

Wie soll das Gesundheitssystem in Deutschland künftig 

gestaltet werden? Was müssen wir heute tun, damit auch  

in den nächsten Jahrzehnten die Krankenversorgung und 

gesundheitliche Betreuung der Bevölkerung sowie mehr 

Prävention auf qualitativ hohem Niveau und zu bezahlbaren 

Preisen für alle gewährleistet werden kann? Welcher Ord-

nungsrahmen im Gesundheitswesen ist notwendig, um die 

anscheinend divergierenden Ziele, wie etwa Patientenorien-

tierung, Humanität und Gerechtigkeit einerseits, Wirtschaft-

lichkeit und Wettbewerb andererseits, miteinander in Ein-

klang zu bringen?

Der Gesprächskreis „Innovationen im Gesundheitswesen” 

der Konrad-Adenauer-Stiftung hat im August 2006 ein Posi-

tionspapier „Bessere Medizin zu bezahlbaren Preisen. Mehr 

Qualität und Effizienz durch Wettbewerb. Plädoyer für die 

Stärkung des Bürgers im Gesundheitswesen” vorgelegt.1  

Die Eckpunkte skizzieren in 10 Thesen ein künftiges Gesund-

heitssystem, dessen Ziel sich an der Gesundheit des Men-

schen und seinen Bedürfnissen orientiert und beschreibt 

einen ökonomisch und politisch gangbaren Weg, um dieses 

Ziel zu erreichen. 

In vielen Gesprächen mit Politikern und Verantwortlichen 

aus Unternehmen und Verbänden haben die Mitglieder des 

Gesprächskreises die Thesen vorgetragen und insgesamt 

breite Zustimmung erfahren. 

Um die Diskussion über eine zukunftsfähige Gesundheits-

versorgung in Deutschland weiter zu führen, Anregungen 

aufzunehmen und die anhaltende Reformdebatte zu kon-

kretisieren, hat der Gesprächskreis seine Positionen um den 

hier vorgelegten zweiten Teil eines Ordnungsrahmens für 

eine Soziale Gesundheitswirtschaft erweitert. Beide Hefte 

ergänzen sich und bilden aus Sicht des Gesprächskreises 

eine Diskussionsgrundlage für die weitere Auseinanderset-

zung um ein modernes Versorgungssystem. Im vorliegen-

den Thesenpapier wird die Gestaltung des Ordnungsrahmens 
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einer Sozialen Gesundheitswirtschaft weiter konkretisiert; dennoch be-

dürfen Folgerungen aus dem Grundgesetz, dem Sozial- und dem Wett-

bewerbsrecht sowie anderer gesetzlicher Vorschriften einer weiteren 

Vertiefung.2 

Durch die Reformschritte der letzten Jahre gibt es im Gesundheitssystem 

in Deutschland erste gute Entwicklungen hin zu einem marktwirtschaft-

lichen Ordnungsrahmen, wie er in den nachfolgenden Thesen dieses 

Papiers skizziert wird. Die bisherigen Reformschritte zeigen in die richti-

ge Richtung, reichen aber noch nicht aus, um das Gesundheitssystem 

„zukunftsfest” zu machen. Den eingeschlagenen Weg gilt es, zielstrebig  

zu verfolgen und in den kommenden Jahren – auch im europäischen 

Rahmen – weiter zu entwickeln. 

Die Idee, die dieser Broschüre zugrunde liegt, ist eine Wende hin zu 

einer werteorientierten Wettbewerbsordnung, in der die Sicherung und 

Förderung der an den individuellen Gesundheitsbedürfnissen orientierten 

Versorgungsqualität im Mittelpunkt stehen.

Sie ist der zukunftsweisende Ansatz, obwohl die damit verbundene 

„Ökonomisierung” vielfach heftig kritisiert wird. Die Kritiker übersehen, 

dass es zu einem sozial verträglichen marktwirtschaftlichen Ordnungs-

rahmen, wie er für eine Soziale Gesundheitswirtschaft vorgeschlagen 

wird und wie er sich in der Sozialen Marktwirtschaft grundsätzlich be-

währt hat, keine adäquate Alternative gibt.3 Noch gilt die Gesundheits-

versorgung in Deutschland – auch im weltweiten Vergleich – als führend. 

Aber die Grenzen sind unverkennbar. Bereits heute wird über Rationa-

lisierung, Priorisierung und Rationierung diskutiert – ein Zeichen von 

zunehmender Knappheit der Ressourcen. Marktwirtschaftliche Anreize 

haben sich immer wieder in unterschiedlichen Bereichen als Steuerungs-

systeme bewährt, um Fehlanreize zu vermeiden und Qualität und Effi-

zienz nachhaltig zu sichern.

Kritiker einer marktwirtschaftlichen Ordnung übersehen oft auch, dass 

eine Soziale Gesundheitswirtschaft nicht „weniger Ethik” bedeutet, son-

dern dass sie vielmehr ein belastbares Ethos voraussetzt. Sie ist mit den 

tradierten westlich-abendländischen Werten kompatibel und entspricht 

den Grundsätzen, die sich aus dem christlich-humanistischen Menschen-

bild herleiten. Sie trägt nicht weniger, sondern mehr zur Humanität in der 

Gesellschaft bei, denn Ineffizienzen sind unmoralisch und ethisch nicht zu 

rechtfertigen – dies gilt für die Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt  

und für das Gesundheitssystem und alle anderen Bereiche des Sozial-

systems ganz besonders. Eine Verschwendung von Ressourcen ist ins-

besondere dann obsolet, wenn es um für die menschliche Existenz fun-

damentale Güter wie die Gesundheit geht.

Allerdings erfordert eine Gesundheitswirtschaft besondere Rahmenbedin-

gungen, damit sie das Prädikat „sozial” verdient. Sie setzt einen starken 

Staat voraus, der in seiner Aufgabe als „Gewährleistungsstaat” und nicht 

als „Versorgungsstaat” die Rahmenbedingungen und Spielregeln setzt 

und kontrolliert. Er muss dafür sorgen, dass die Qualität der gesundheit-

lichen Versorgung stimmt, dass Kriterien wie Chancengleichheit, soziale 

Gerechtigkeit und Fairness eingehalten und insbesondere soziale Härten 

vermieden werden. Insbesondere muss er aber auch Freiräume für An-

bieter von Gesundheitsleistungen schaffen. 

Der Staat sollte qualitative Gesundheitsziele vorgeben, deren Umsetzung 

dann nicht mehr seine Sache ist, sondern zur – staatlich beaufsichtigten 

– Aufgabe der Akteure im Gesundheitsmarkt wird. Von diesen wird außer 

der notwendigen fachlichen Kompetenz und der damit einhergehenden 

Wettbewerbsfähigkeit ein hohes Maß an Verantwortung sowie an sozialer 

und auch kommunikativer Kompetenz verlangt. 

Schließlich müssen Versicherte und Patienten mit ihren Angehörigen – als 

„Kunden” in der Sozialen Gesundheitswirtschaft – in die Lage versetzt 

werden, verantwortungsvoll zu handeln. Dazu wird es notwendig sein, 

das Konzept des mündigen Bürgers, das in vielen gesellschaftlichen Be-

reichen zur akzeptierten Normalität gehört, auch im Gesundheitswesen 

stärker als bisher umzusetzen. Gesundheitsbildung und -erziehung sowie 

Prävention und Gesundheitsförderung erhalten einen immer höheren 

Stellenwert. Die individuelle Gesundheitskompetenz muss gestärkt wer-

den. Jeder Mensch ist im Rahmen seiner Möglichkeiten selbst für seine 

Gesundheit mitverantwortlich und kann wesentlich zu einem gesunden 

Leben beitragen. Eigenverantwortung des Individuums und Fürsorge-

pflicht des Staates sind also konstitutive Bestandteile der Sozialen Ge-

sundheitswirtschaft.



These 1

Die Vielfalt in der gesundheitlichen Versorgung mit ihren 

marktwirtschaftlichen Strukturen muss in einer Sozialen 

Gesundheitswirtschaft  gestärkt werden.

Die anhaltende gesundheitspolitische Diskussion zeigt, dass 

das Vertrauen in das bisherige Gesundheitssystem gestört 

ist. Versicherte wie Patienten sind verunsichert, und viele 

Beschäftigte im Gesundheitswesen sind frustriert. 

Die Umbrüche der vergangenen Jahre haben tiefe Spuren 

hinterlassen. In dem Bemühen, den steigenden, sich wan-

delnden und ausdifferenzierenden Bedarf nach Gesundheits-

leistungen in einer älter werdenden Bevölkerung zu befrie-

digen und gleichzeitig die solidarische Krankenversicherung 

nicht zu überfordern, hat der Druck auf die Ausgaben stän-

dig zugenommen. Einerseits sind die finanziellen „Daumen-

schrauben” inzwischen fest angezogen, andererseits wurden 

aufgrund heftiger Proteste partiell die „Zügel” gelockert;  

so sind die Krankenhäuser aber auch die niedergelassenen 

Ärzte in den letzten Reformschritten mit zusätzlichen Mitteln 

bedacht worden. Aber weder bei den Leistungserbringern 

noch auf der Seite der Leistungsempfänger haben diese 

Aktionen zu einer anhaltenden Befriedung geführt, von der 

Lösung der Probleme – höhere Effizienz bei anhaltender 

Qualität, leistungsgerechte und leistungsfördernde Bezah-

lung trotz Sparsamkeit – ganz zu schweigen.
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Von dem künftigen Ordnungsrahmen ist daher zu fordern, dass er Frei-

räume schafft, damit neue Ansätze und innovative Konzepte eine Chance 

erhalten. Die Medizin verändert sich, ständig werden neue Behandlungs-

möglichkeiten entwickelt. Der medizinische Fortschritt orientiert sich 

dabei nicht an überkommenen Organisationsformen und Sektorengren-

zen. Sektorspezifische Regelungen, wie Vergütungssysteme, Wirtschaft-

lichkeitsprüfungen oder Bedarfsplanungen, bremsen diesen Prozess. Sie 

müssen angepasst werden oder entfallen.

Gleichzeitig verändern sich die Erwartungen und Bedürfnisse der Versi-

cherten und Patienten aufgrund vielfältiger, sich weiter ausdifferenzie-

render Lebensstile in einer offenen und dynamischen Gesellschaft. Der 

Pluralität der Erwartungen und Bedürfnisse an die Gesundheitsversor-

gung muss die Vielfalt des Leistungsangebots daher entsprechen. 

Hinzu kommt der demographische Wandel, der die Fragen der Gesund-

heit weiter in den gesellschaftlichen Mittelpunkt rückt. Die zu erwartende 

steigende Nachfrage nach Gesundheitsleistungen wird die Gesellschaft  

in noch höherem Maße finanziell in Anspruch nehmen.

In Zukunft muss der Wandel auf der Nachfrageseite stärker als bisher 

Anpassungen von Strukturen und Prozessen steuern, um eine an den 

Bedürfnissen der Menschen orientierte, leistungsfähige und wirtschaft-

liche Versorgung zu gewährleisten. Nur so kann bei steigenden Ansprü-

chen die Teilhabe am medizinischen Fortschritt für alle gesichert werden. 

Entsprechend der Grundsätze der sich auch in Krisen bewährenden So-

zialen Marktwirtschaft bietet sich für das Gesundheitswesen eine Soziale 

Gesundheitswirtschaft als Ordnungsrahmen an, der das Wohl des Patien-

ten, die Gemeinwohlorientierung sowie die Kriterien der Wirtschaftlichkeit 

gleichermaßen sicherstellt. 

These 2

„Kostendämpfungsgesetze” führten in der öffentlichen 

Wahrnehmung dazu, Gesundheitsausgaben als blossen 

Kostenfaktor anzusehen. Künftig müssen Gesundheits- 

ausgaben stärker als Investitionen in das „Humankapital” 

wahrgenommen werden. Die Sicht auf die Gesundheits- 

ausgaben muss sich daher wandeln.

Der medizinisch-technische Fortschritt und die demographi-

schen Herausforderungen wurden bisher zu Kostenfaktoren 

degradiert – alles in allem keine gute Voraussetzung für ein 

innovationsförderliches Umfeld. Die wirtschaftliche Bedeu-

tung des Gesundheitswesens wird noch immer zu eng ge-

fasst und meist nur als Belastungsfaktor gesehen. Erst in 

den letzten Jahren fand angesichts geringer Wachstumsraten 

in den traditionellen industriellen Bereichen zumindest an-

satzweise ein Umdenken statt. Die Gesundheitswirtschaft 

wird zunehmend als ein Wachstumsmarkt erkannt. Zu dieser 

Einsicht gehörte es auch, dass die Bevölkerung außerhalb 

der erstattungsfähigen Gesundheitsleistungen zunehmend 

bereit ist, individuell mehr für die Gesundheit auszugeben. 

Es besteht die berechtigte Hoffnung, dass sich der Gesund-

heitssektor zu einer relativ konjunkturunabhängigen Wirt-

schaftsbranche mit hohen Wachstums- und Beschäftigungs-

potentialen entwickeln kann. Er ist eine wirtschaftliche Trieb-

kraft, die in veränderter Form erfasst und gemessen werden 

muss, da ihr Beitrag zur volkswirtschaftlichen Wertschöpfung 
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und Beschäftigung wahrscheinlich höher liegt als es derzeit noch gemes-

sen wird. 

Eine bessere Gesundheit gehört zu den Voraussetzungen für mehr Pro-

duktivität und Wohlstand. Gesundes Heranwachsen und Altern, Abbau 

von vermeidbarer Invalidität, Krankheit und Sterblichkeit fördern die 

Lebensqualität der Bürger genauso wie auch die Wettbewerbsfähigkeit 

der Volkswirtschaft. Gesundheitsausgaben sind ähnlich wie Bildungs-

ausgaben Investitionen in das „Humankapital” einer Gesellschaft. Zu 

diesem Zweck sollten die verfügbaren Mittel dort eingesetzt werden, 

wo ihr individueller und gemeinwohlorientierter Nutzen besonders hoch 

ist und die größten Gesundheitsgewinne erzielt werden können. 

Dazu sind nicht nur transparente Organisationsstrukturen und Prozesse 

erforderlich: Ein starker Staat – als Gewährleistungsstaat – beaufsich- 

tigt u. a. die Qualität, den sozialen Ausgleich, die Chancengleichheit  

und Fairness und achtet darauf, dass allen Akteuren des Gesundheits-

wesens verlässliche Freiräume geboten werden. Er sichert schließlich 

auch im Rahmen seiner gesetzgeberischen Möglichkeiten die Wertgebun-

denheit, und zwar auf allen Ebenen: von der individuellen Arzt-Patient-

Beziehung bis hin zur Organisationsebene von Gesundheitsunternehmen 

und -märkten.

These 3

Die „Konsumenten”-Souveränität treibt – auch im  

Gesundheitswesen – den wünschenswerten Wandel an.

Während noch vor einigen Jahren die Wortkombination 

„Gesundheit und Wirtschaft” erhebliche Abwehrreaktionen 

auslöste, werden heute die Chancen und Risiken dieser 

Entwicklung ernsthaft diskutiert. Dabei ist die Rollenentwick-

lung der Marktteilnehmer von entscheidender Bedeutung. 

Was alle so nicht erwartet haben, tritt jetzt mehr und mehr 

ein: Der Patient rückt in den Mittelpunkt. Während wir es 

noch vor wenigen Jahren mit einem expertendominierten 

Anbietermarkt zu tun hatten, nimmt nun die Autonomie von 

Versicherten und Patienten mit ihren Angehörigen erheblich 

zu.

Dazu hat die Verbreitung der Internetnutzung wesentlich 

beigetragen. Bereits rund 40 % der Patienten informieren 

sich dort vor und nach einem Arztbesuch über ihre Diagnose 

und hinterfragen den Therapieplan des Arztes. Diese Ten-

denz wird in den kommenden Jahren weiter zunehmen.  

Auch werden neue Internetforen angeboten werden, die die 

Gesundheits- und Sozialangebote bezüglich ihrer Qualität 

und Inhalte sowie ihres Services und ihrer Preiswürdigkeit 

bewerten. Daneben stehen auch traditionelle Kommunika-

tionsformen, wie Broschüren und Medienberichte sowie per-

sönliche Beratungen, zur Verfügung. Das Selbstverständnis 

der Menschen als selbstbestimmte und mündige Bürger setzt 

sich zunehmend auch im Gesundheitsbereich durch.
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These 4

Die Gesundheitsbranche befindet sich im Umbruch.  

Anbieter von gesundheitsrelevanten Produkten und  

Dienstleistungen müssen sich dem Wettbewerb um  

Qualität und Preise stellen.

Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen auf der Nach-

frageseite sind die Anbieter der Gesundheitswirtschaft gut 

beraten, sich positiv auf die neuen Herausforderungen ein-

zustellen. Während Versicherte und Patienten ausschließlich 

an Problemlösungen und guten Ergebnissen interessiert 

sind, orientieren sich viele Anbieter in der Gesundheits-

branche immer noch an nicht mehr zeitgemäßen Strukturen. 

Für Viele stehen „ihre” Institutionen weiterhin im Zentrum.

Versicherte und Patienten wollen ihr Gesundheitsproblem 

von dem Anbieter gelöst sehen, der ihre Wünsche und Vor-

stellungen am besten erfüllt. Leistungsfähigen Anbietern  

auf dem Gesundheitsmarkt wird es gelingen, ihre Produkte 

und Dienstleistungen zu einem guten Preis-Leistungs-Ver-

hältnis anzubieten und in der längerfristigen Perspektive  

eine „Marken-Medizin” von hervorragender Qualität zu ent-

wickeln und anzubieten.

Markenmedizin setzt strukturierte Prozesse bei der Organi-

sation von Behandlungslösungen voraus. Darum ist die 

Kombination verschiedener methodischer und technologi-

scher Ansätze unabdingbar. Die Bedeutung von strategischen 

Systempartnern ist dabei ein wesentlicher Erfolgsfaktor des 

Wandels. 

Die sich verändernden Bedürfnisse und Ansprüche der Bevölkerung, ver-

bunden mit erkennbaren Umschichtungen in der Verwendung der Aus-

gaben für die eigene Lebensführung, zeigen den erheblichen Struktur-

wandel, dem der Gesundheitsbereich unterliegt. Zudem sind die Men-

schen, wie bereits ausgeführt, bereit, auch private Mittel für Gesund- 

heits- und Sozialleistungen einzusetzen. Hier stehen wir erst am Anfang 

einer Entwicklung, da bisher das private Engagement von Bürgern für 

ihre Gesundheit mit Blick auf eine „Zwei-Klassen-Medizin” als Ausdruck 

sozialer Ungleichheit und gesellschaftlicher Ungerechtigkeit eher proble-

matisiert wurde. Steuerliche Anreize können dazu dienen, die Versicher-

ten zu veranlassen, mehr Eigenvorsorge für die Gesundheit zu betreiben. 

Die Altersvorsorge und ihre Förderinstrumente dienen, insbesondere was 

die Kapitalbildung anbelangt, dabei als Vorbild.

Gesundheitswirtschaft ist im Hinblick auf den hohen Wert, der der Ge-

sundheit – individuell genauso wie volkswirtschaftlich – zugemessen 

wird, in hohem Maße „Vertrauenswirtschaft”. Damit Versicherte und 

Patienten mit ihren Angehörigen diesen neuen Weg gehen können, ist 

im Gesundheitsbereich eine neue Vertrauenskultur notwendig, die ihrer-

seits auf verlässlichen und allgemein akzeptierten ethischen Werten 

basieren muss. Gesundheitsunternehmen können wesentlich dazu bei-

tragen, indem sie Ethik als integralen Bestandteil sowie eine professio-

nelle Kommunikationskultur von Beginn an in ihrer Unternehmensstra-

tegie verankern.

Durch Vermeidung von Fehlanreizen und ineffizienten Strukturen sowie 

durch Förderung eines Wettbewerbs um bessere Qualität und niedrigere 

Preise wird ein künftiger Ordnungsrahmen im Gesundheitswesen dazu 

beitragen, dass die (in jeder Gesellschaft) bestehenden sozialen Un-

gleichgewichte bezüglich Gesundheit in Zukunft geringer werden. Die 

Öffnung von zuvor staatlich reglementierten Märkten für den marktwirt-

schaftlichen Wettbewerb führt zu Vorteilen für die Verbraucher; die Post-

dienste, die Telekommunikations- und IT-Branchen zeigen dies beispiel-

haft. Eine ähnlich positive Entwicklung ist auch für eine Soziale Gesund-

heitswirtschaft zu erwarten.
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Im Hinblick auf die Komplexität der Strukturen und Prozesse in der Ge-

sundheitswirtschaft kommt der Informationstechnologie eine besondere 

Bedeutung zu. IT ist die technische Basis von Markenmedizin. Erfolg-

reiche Systempartnerschaft zwischen den verschiedenen Akteuren aus 

Industrie, Service und Medizin ist ansonsten nicht denkbar. Die Bewäl-

tigung der komplexen Logistik in der Gesundheitswirtschaft ist damit ein 

zentraler Schlüssel für den Erfolg.

Der Wechsel von der traditionellen Institutionen- hin zur innovativen 

Prozessorientierung erfordert ein „Zusammenrücken” der Anbieter auf 

dem Gesundheitsmarkt; nur dann führt die Vielfalt der Leistungsanbieter 

anders als bisher nicht zu einer unübersichtlichen Zersplitterung der 

Angebote, sondern zu einem für den „Verbraucher” überschaubaren Ver-

sorgungsnetz. Dafür gibt es erste positive Vorbilder: Immer mehr Kran-

kenhäuser entwickeln sich zu Orten umfassender Gesundheitsangebote 

mit einer breiten Dienstleistungs- und Produktpalette, u. a. mit Patien-

tenhotels, Facharztkliniken, Ärztehäusern, Medizinischen Versorgungs-

zentren, Diagnostik-Zentren, Spezialkliniken, Wellness-Zentren, Tagungs-

stätten und Gesundheitsmalls.

Bestandsschutz für Einrichtungen und Organisationen war lange Zeit ein 

prägendes Kennzeichen des Gesundheitswesens – auch als bereits über 

die notwendigen Veränderungen des ordnungspolitischen Rahmens nach-

gedacht wurde. Der ökonomische Druck wuchs zunehmend, wurde aber 

immer wieder in den hergebrachten Strukturen kanalisiert. Das Neue und 

Innovative stieß lange Zeit auf Blockaden der etablierten und verkruste-

ten Institutionen. Dies führte zu einer heute immer noch nachwirkenden, 

wenn auch deutlich an Wirkung verlierenden Fortschrittsbremse.

Die Gesundheitsanbieter sind gehalten, neue Geschäftsmodelle zu entwi-

ckeln, die sich an dem veränderten gesellschaftlichen Bedarf orientieren. 

Einheitslösungen werden in Zukunft kaum noch tragfähig sein. Die Viel-

falt an Angeboten muss auf die unterschiedlichen Erwartungen Antwort 

geben. Differenzierte Lösungen sind notwendig. Größere Mobilität, leis-

tungsfähige IT-Systeme, telemedizinische Angebote, neuartige Koopera-

tionsformen und neue Berufsbilder sind die Basis für innovative, bedarfs-

gerechte Strukturen und Modelle. 

These 5

GKV und PKV müssen im Wettbewerb um Qualität und  

Effizienz konkurrieren.

Die heutigen gesetzlichen und die privaten Krankenversiche-

rungsunternehmen, die bereits aufeinander zuwachsen, 

sollen künftig Gelegenheit bekommen, ihre Leistungen im 

Wettbewerb miteinander unter Beachtung eines neuen Ord-

nungsrahmens anzubieten. 

Die Dualität von privater und gesetzlicher Krankenversiche-

rung erweist sich zunehmend als überholt. Ein ordnungspoli-

tisch neu ausgerichtetes Krankenversicherungssystem ist 

notwendig, in dem ein gemeinsamer Markt für alle Anbieter 

besteht – mit einer Preisgestaltung, die durch den Wettbe-

werb bestimmt wird, und mit einer größeren Angebotsvielfalt 

sowie besseren Wahlmöglichkeiten für die Versicherten.

Neben einer solidarisch finanzierten Grundversorgung auf 

einem qualitativ hohen Niveau werden Zusatzversicherungen 

an Bedeutung gewinnen. Die gesetzlichen Versicherungen 

werden in Zukunft für die gesundheitlichen Grundleistungen 

aufkommen und das medizinisch Notwendige sicherstellen. 

Darüber hinausgehende Zusatzangebote werden über ent-

sprechende Zusatzversicherungen und / oder durch den pri-

vaten Konsum finanziert werden. 
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Soziale Härten müssen durch steuerliche Förderung von Gesundheitsaus-

gaben vermieden werden, so dass im Gegensatz zur heutigen Situation 

ärmere gesellschaftliche Milieus im Hinblick auf die Morbiditäts- und Mor-

talitätsraten nicht benachteiligt werden. 

Ein gemeinsamer Versicherungsmarkt erfordert einen einheitlichen 

Rechtsrahmen für die Krankenversicherungen und darüber hinaus eine 

einheitliche staatliche Versicherungsaufsicht anstelle der jetzigen ge-

trennten Aufsicht für private und gesetzliche Kassen. Er erfordert auch 

viele Neuregelungen im Detail, z. B. auch des unverzichtbaren Risiko-

strukturausgleichs.

Ein ordnungspolitisch neu orientiertes Krankenversicherungssystem führt 

zu einer deutlichen Verbesserung, da es zur Lösung vieler akuter Pro-

bleme, insbesondere für die GKV, im zunehmenden Wettbewerb beiträgt, 

von der am Ende alle Versicherten profitieren.4

These 6

Die Gesundheit ist ein Querschnittsthema von hoher  

Priorität. Wirtschaftlich gesehen hat sie Auswirkungen 

auf viele verschiedene Wirtschaftszweige und wird 

dadurch zu einem wichtigen Innovationsmotor.

Die Gesundheitswirtschaft entwickelt sich zu einer Leit-

branche mit positiven Effekten auf andere Wirtschafts-

zweige. Gesundheit hat das Potenzial, zu einem wichtigen 

wirtschaftlichen Impulsgeber für Innovationen zu werden. 

Beispielhaft seien die Bau- und die Wohnungswirtschaft, die 

Medizinprodukteindustrie und der Sanitätsfachhandel, die 

Informationstechnologie, die Ernährungswirtschaft, der Ge-

sundheitstourismus und die Sportwirtschaft genannt. Auch 

die Automobilindustrie gehört mit den Schwerpunkten der 

Unfallforschung und Fahrzeugsicherheit ebenso dazu wie 

viele andere Handlungsfelder, wenn von „Health in all Poli-

cies” die Rede ist.

Die Gesundheitswirtschaft ist jedoch trotz aller Unterschiede 

ein Wirtschaftssektor sui generis, der einen erheblichen 

Beitrag zur Wertschöpfung und zur Beschäftigung leistet  

und insoweit durchaus zu vergleichen ist mit der Automobil-

branche, dem Maschinenbau oder dem Tourismus. 

Sie ist vergleichsweise konjunkturunabhängig, weil die Nach-

frage nach ihren Gesundheitsleistungen stetig ist. Die Folge 

ist ein stabiles Wachstum und ein relativ sicherer Arbeits-
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markt. Und im Gegensatz zu vielen anderen Wirtschaftszweigen sind die 

Arbeitsplätze kaum von einer Verlagerung in das Ausland bedroht. 

In der Gesundheitsbranche kommen viele Spitzentechnologien zum Ein-

satz – z. B. in der Medizintechnik und in der Pharmazeutischen Industrie. 

Die Leistungen in Forschung und Entwicklung sind höher als in den meis-

ten anderen Wirtschaftszweigen.

Die Branche ist in hohem Maße „globalisierungsresistent”; ihre Wert-

schöpfung ist größtenteils standortgebunden – besonders dort, wo  

nicht nur große, sondern auch viele kleine und mittlere Unternehmen 

engagiert sind. Diese Stabilität der Gesundheitsbranche ist ihr Plus in 

einem ausgewogenen volkswirtschaftlichen Branchen-Portfolio. 

These 7

Die Gesundheitswirtschaft stellt mehr Arbeitplätze als  

andere Wirtschaftsbranchen zur Verfügung. Diese positive 

Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt muss weiter unterstützt 

werden.

Etwa jede 10. Arbeitskraft in der EU arbeitet im Gesund-

heitswesen. Sie ist damit schon heute die Branche mit den 

meisten Arbeitsplätzen. Rund 70 % der Gesundheitsausga-

ben werden für Löhne und Gehälter ausgegeben. Das wach-

sende Gesundheitsbewusstsein und die veränderten Erwar-

tungen der Menschen führen zur Nachfrage nach neuen 

Produkte und Dienstleistungen, die Veränderungen für die 

Arbeitsplätze in der Gesundheitswirtschaft nach sich ziehen. 

Es entstehen neue Berufsbilder – z. B. in der Telemedizin, 

der Gesundheitsförderung und der Krankenpflege, in der 

Ernährungsberatung oder im Management. Auch die Neu-

ausrichtung nicht-ärztlicher Heilberufe, wie etwa der Logo-

pädie, der Physiotherapie, der Krankenhauslogistik oder 

generell der Pflegewissenschaft, führt zu einer neuen Dyna-

mik auf den Arbeitsmärkten für Gesundheitsberufe. Im sta-

tionären wie im ambulanten Bereich, in der Prävention, in 

der pro-aktiven Betreuung chronisch Kranker und in den 

hoch technisierten stationären Versorgungseinrichtungen 

gibt es viele Beschäftigungschancen für qualifizierte Mit-

arbeiter jenseits der etablierten Berufsbilder. 
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Vor diesem Hintergrund muss die öffentliche Diskussion über die soge-

nannte Kostenexplosion im Gesundheitswesen und die damit verbunde-

ne Steigerung der Lohnnebenkosten überdacht werden. Letztere lassen 

sich durch neue Finanzierungswege verringern. Aber selbst lohn- und 

gehaltsabhängig finanzierte Gesundheitsausgaben wirken stärker und 

multiplikativ auf das wirtschaftliche Wachstum als steigende Renten-

ausgaben.5

Andere Länder zeigen, dass eine größere Arbeitsteiligkeit in der Gesund-

heitswirtschaft zu attraktiven neuen Berufsbildern und mehr, vergleichs-

weise stabiler Beschäftigung führt. Die aktive Förderung dieser neuen 

Gesundheitsberufe ist auch eine wichtige Maßnahme, um therapeutische 

Berufe, wie Ärzte, Pflegekräfte und andere, wieder attraktiver zu gestal-

ten, so dass auch künftig eine ausreichende Anzahl von ihnen für die 

Versorgung der Bürger flächendeckend zur Verfügung steht.

These 8

Neue Systempartnerschaften und die Digitale Industria- 

lisierung der Medizin führen zu einer individualisierten 

gesundheitlichen Versorgung, die der Vielfalt persönli-

cher Gesundheitsinteressen der Versicherten und Patien-

ten entspricht.

Wissenschaftlich-technische Innovationen führen zu einem 

schnellen Fortschritt in der Medizin; organisatorische und 

strukturelle Innovationen können dazu beitragen, dass auch 

das Gesundheitssystem ähnliche Fortschritte macht. Die 

bisherige überkommene Organisation im Gesundheitswesen 

kann die berechtigten Ansprüche an Qualität und Effizienz 

nicht mehr gewährleisten. Ziel ist ein besseres, stärker den 

individuellen Bedürfnissen entsprechendes Gesundheits-

system.

Gute Medizin zu bezahlbaren Preisen für alle kann es künftig 

nur geben, wenn die Kreativität der Akteure der Gesund-

heitswirtschaft geweckt und durch geeignete wettbewerbs-

orientierte Rahmenbedingungen unterstützt wird. So können 

Unternehmen stärker als bisher zur notwendigen Modernisie-

rung ermutigt werden. Deshalb steht die zeitgemäße Über-

nahme von Grundprinzipien innovativer Konzepte der Indus-

trie – vor allem eine „individualisierte Standardisierung” – 

bei der Reorganisation des Gesundheitssystems zunehmend 

auf der Tagesordnung. 
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Der aufkommende Wettbewerb auf dem Gesundheitsmarkt zwingt die 

Gesundheitsanbieter dazu, sich auf die Optimierung der Gesundheits-

lösungen zu konzentrieren. Die Modernisierung des Medizinmanagements 

rückt ins Zentrum des Interesses. Durch die Nutzung moderner Service- 

und Technologiekonzepte können Qualität und Effizienz gesteigert wer-

den. Systempartnerschaften zwischen Industrie- und Serviceunterneh-

men einerseits und Medizinanbietern andererseits führen zu einer ange-

passten Gesundheitsversorgung, die stärker an den individuellen Wün- 

schen von Versicherten und Patienten orientiert ist.6 Es gibt noch immer 

ein erhebliches Defizit im Einsatz moderner Managementmethoden und 

Technologien im Gesundheitswesen. 

Die moderne Technologie ermöglicht durch individuelle Standardisierung 

die Realisierung patientenzentrierter Behandlungskonzepte. Wir erleben 

deshalb derzeit eine Revolution der Organisation in der Gesundheitsver-

sorgung, die die Prinzipien der bisherigen Industrie- und der künftigen 

Netzwerkgesellschaft im Interesse der Patienten miteinander vereint.

Die erforderlichen neuen Kooperationen und Netzwerke verlangen ein 

Ethos im Gesundheitswesen, das sich nicht mehr nur auf die traditionelle 

Medizinethik beschränkt, sondern auch in die Unternehmens- und Orga-

nisationsethik einfließt.

These 9

Überkommene gesetzliche Regelungen behindern die Gesund-

heitswirtschaft. Sie müssen durch einen Gesetzesrahmen 

ersetzt werden, der wirtschaftliches Handeln ermöglicht 

und dauerhaft Qualität sichert.

Die „Normalisierung” der Gesundheitsbranche muss von der 

Politik durch Beseitigung von Innovationshemmnissen geför-

dert werden. Dazu zählt u. a. die Abschaffung der dualen 

Krankenhausfinanzierung bzw. die Einführung der Monistik. 

Auch die steuerliche Behandlung von Gesundheitsleistungen 

muss angesichts des zunehmenden Wettbewerbs überdacht 

werden. Sonderregelungen, wie die Mehrwertsteuerbefreiung 

und die staatliche Investitionsförderung, einstmals gut ge-

meint und in ein starres sozialstaatliches System eingebaut, 

bewirken heute zunehmend Fehlsteuerungen. So verhindert 

die Mehrwertsteuerbefreiung für Gesundheitsleistungen den 

Vorsteuerabzug für Leistungserbringer. Dadurch werden die 

Vorleistungen etwa für Krankenhäuser mit durchschnittlich 

14 % (Mix unterschiedlich besteuerter Produkte und Dienst-

leistungen) belastet. In der Folge liegt die Vorleistungsquote 

deutscher Krankenhäuser bei niedrigen 30 bis 35 % und 

damit deutlich unter derjenigen in anderen Wirtschafts-

zweigen und in den Krankenhäusern in europäischen Nach-

barländern.
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Die Mehrwertsteuerbefreiung von Gesundheitsleistungen, verbunden mit 

dem fehlenden Vorsteuerabzug, erweist sich als Hürde für Arbeitsteilung 

und Effizienz und wird dadurch zur Innovationsbremse im Gesundheits-

system. Deshalb muss der Vorschlag, eine reduzierte Mehrwertsteuer-

pflicht von 7 % auf alle Gesundheitsleistungen einzuführen und dafür  

das Recht auf Vorsteuerabzug zu gewähren, ernst-haft und intensiv ge-

prüft werden. 

Berechnungen haben ergeben, dass die monetären Effekte einer redu-

zierten Mehrwertsteuerpflicht in der Summe Spielräume für die Einfüh-

rung der Monistik in der Krankenhausfinanzierung eröffnen würden. Die 

Einsparungen in der Krankenversicherung von 2,3 Milliarden Euro decken 

die bisher gezahlten KHG-Fördermittel von rund 2,7 Milliarden Euro ab-

züglich der darauf entrichteten rund 430 Millionen Euro Mehrwertsteuer. 

Der Staat würde entlastet und damit seine Steuerausfälle durch die Wir-

kung des Vorsteuerabzuges kompensiert.7

Ein anderes Beispiel für die hemmende Wirkung überkommener sekto-

raler Regelungen ist die selektive Wirkung des Kartellrechts auf die 

Organisationen im Gesundheitswesen. Auf der Nachfragerseite dominie-

ren etablierte Krankenkassen den regionalen Markt mit zum Teil deutlich 

mehr als 50 % Marktanteil. Dem können z. B. Krankenhausträger keine 

sinnvoll organisierte, regionale Angebotsstruktur entgegenstellen, da die 

Anwendung des Kartellrechts in der gegenwärtigen Weise den Aufbau von 

starken regionalen Verbünden in einem Unternehmen verhindert.

Viele überkommene Regelungen blockieren die notwendige Modernisie-

rung von Grund auf. Das gilt für das Berufsrecht genauso wie für das 

Straf-, Zivil-, Haftungs-, Versicherungs- und Datenschutzrecht und viele 

weitere Gesetze und Verordnungen. So wird beispielsweise die schnelle 

Einführung der Telemedizin behindert durch die Bestimmung des aus-

schließlichen Fernbehandlungsverbots und weitere bürokratische Ein-

schränkungen. Das nur unzureichend gelockerte Mehrbesitzverbot von 

Apotheken ist ein weiteres Beispiel. Die nicht mehr zeitgemäß geregelten 

Vorbehaltsaufgaben bestimmter Berufsgruppen im Gesundheitssystem 

behindern moderne und zukunftsorientierte Formen der Zusammenarbeit 

der Akteure des Gesundheitswesens.

These 10

Eine Soziale Gesundheitswirtschaft  stärkt den Wirt-

schaftsstandort Europa. Elemente eines künftigen  

europäischen Krankenversicherungssystems müssen  

aufgebaut werden.

Die Annäherung der Sozialsysteme und die Angleichung der 

Leistungsansprüche der Versicherten an Versorgungseinrich-

tungen und an Kostenträger, unabhängig von ihrem Aufent-

haltsort, ist ein wichtiges Ziel bei der Vervollständigung 

eines gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraums. Das 

Beveridge- und das Bismarcksystem rücken einander näher.

In der Folge der Regelungen zur nationalen Autonomie  

bei der Organisation der Sozialsysteme und den derzeit 

beträchtlichen Unterschieden in der Leistungsfähigkeit der 

einzelnen Systeme müssen neue europaweit gültige Ansätze 

gesucht werden. Denkbar ist z. B. die Formulierung von  

EU-weiten Standards für die Inhalte von Zusatzversiche-

rungspaketen, die, unabhängig vom Leistungsumfang der 

nationalen Versorgungssysteme, den Versicherten einen 

einheitlichen Gesundheitsschutz im gesamten Gebiet der 

Europäischen Union ermöglichen. 

Die Unterschiede in den nationalen Leistungskatalogen und 

mögliche Überschneidungen mit den Zusatzversicherungs-

paketen würden durch unterschiedliche Prämienhöhen der 

identischen Produkte in den einzelnen Ländern ausgeglichen. 
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Jedes EU-Land hätte weiterhin die Möglichkeit, über separate Transfers 

und steuerliche Regelungen für die jeweilige Bevölkerung Anreize zum 

Kauf dieser Produkte zu schaffen.8

Die Diskussionen um die Weiterentwicklung der gesetzlichen Kranken-

versicherung der vergangenen Jahre greifen oft zu kurz. Es geht nicht 

nur darum, die gesundheitliche Versorgung der Bürger in Deutschland 

bei veränderten Rahmenbedingungen zu sichern, sondern darum, für 

ein immer weiter sich öffnendes Europa zukunftsorientierte Lösungen im 

Binnenmarkt zu finden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Menschen 

zu Recht in existentiell bedrohlichen Situationen, insbesondere bei Krank-

heit, Hilfe auch dann erwarten, wenn ihre eigenen finanziellen Mittel nicht 

ausreichen. Deshalb müssen die Grundzüge eines künftigen europäischen 

Krankenversicherungssystems diesen Anforderungen aus dem europä-

ischen Binnenmarkt gerecht werden können.

Wichtig ist deshalb eine Versicherungspflicht, die alle Einwohner der Eu-

ropäischen Union umfasst. Im Gegenzug müssen die Krankenversicherer 

verpflichtet werden, jeden Versicherten ohne Ansehen der individuellen 

Situation zu versichern. Versicherungspflicht und Kontrahierungszwang 

gehören eng und unauflöslich zu einem System der sozialen Krankenver-

sicherung. 

Herzstück des Versicherungssystems ist die Verpflichtung des Solidaraus-

gleichs zwischen den Gesunden und den Kranken. Das gilt für alle Bürger, 

da jeder von dem Risiko der Krankheit bedroht wird. Die Solidarität mit 

sozial Benachteiligten, mit nicht berufstätigen Ehe- und Lebenspartnern 

und mit Kindern muss über das staatliche Transfersystem geregelt wer-

den, da nur hierdurch das größte Maß an sozialer Gerechtigkeit realisiert 

werden kann. 
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